Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1886 


Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

IIIc 7 - 8728/60 Bonn, den 25. Mai 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Reinhaltung der Luft und Bekämpfung des Lärms 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Margulies, Dr. Schild, Geiger (München) 
und Genossen 
- Drucksache 1836 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu l.a) 

Der Ausschuß nach § 16 Abs. 3 GewO wird am 30. Mai 1960 zu 
seiner ersten Sitzung zusammentreten. Unvorhersehbare Schwie- 
rigkeiten bei der Bildung des Ausschusses ließen eine frühere 
Konstituierung nicht zu. Die Schwierigkeiten, die sich der 
Bildung des Ausschusses entgegenstellten, waren insbesondere 
die folgenden: 

§ 16 Abs. 3 GewO sieht keine zahlenmäßige Begrenzung der 
Vertreter der dort aufgeführten Kreise vor; dies war für die 
interessierten Kreise Anlaß, Anspruch auf eine zahlenmäßig 
starke Vertretung in dem Ausschuß zu erheben. Da ich den 
Standpunkt vertrete, daß die Arbeitsfähigkeit eines Ausschus- 
ses nicht mit der Zahl seiner Mitglieder wächst, mußte auf eine 
starke Einschränkung der Zahl der Ausschußmitglieder gesehen 
werden. Dies machte zahlreiche und zum Teil schwierige Ver- 
handlungen mit den beteiligten Kreisen notwendig. Dazu kommt, 
daß die Spitzenorganisationen und sonstigen Stellen ihre Ver- 
treter zum Teil erst nach langwierigen Verhandlungen mit den 
angeschlossenen Verbänden und nach Absprache mit anderen 
beteiligten Stellen vorschlagen konnten. Erneute Verhandlungen 
wurden notwendig, als sich später in einer Reihe von Fällen 
herausstellte, daß die vorgeschlagenen Vertreter eine Berufung 
in den Ausschuß ablehnten. 
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Zu l.b) 

Der Entwurf der Rechtsverordnung liegt vor. Er konnte dem 
Bundesrat aber noch nicht zugeleitet werden, da nach § 16 Abs. 3 
GewO zuvor der oben angegebene Ausschuß zu hören ist. 

Zu 2. 

Die Rechtsverordnung kann aus den oben genannten Gründen 
nicht vor dem 1. Juni 1960 verkündet werden. Die Verordnung 
wird jedoch mit tunlichster Beschleunigung erlassen werden und 
soll rückwirkend vom 1. Juni 1960 ab in Kraft treten. Eine 
Übergangslösung halte ich nicht für notwendig, da nach mei- 
ner Auffassung § 16 Abs. 1, solange die Rechtsverordnung nicht 
erlassen ist, anwendbares Recht darstellt und Schwierigkeiten 
in der Praxis nicht auftreten werden, wenn die Übergangszeit 
sich auf einen Zeitraum von wenigen Wochen beschränkt. 


Blank 



